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Zweite Änderung der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung für die Ministerien 

des Landes Brandenburg 

Vom 1. Oktober 1997 

Die Gemeinsame Geschäftsordnung für die Ministerien des 
Landes Brandenburg vom 6. September 1994 (ABI. S. 1454), 
geändert durch Beschluß der Landesregierung vom 29. Okto-
ber 1996 (ABI. 1997 S. 18), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

Nach der Überschrift des 3. Abschnittes in Kapitel  III  "Schrift-
liche Bearbeitung" werden die Worte "§ 23a Fax, elektronische 
Post" eingefügt. 

2. Das Anlagenverzeichnis wird wie folgt geändert: 

Nach dem Hinweis auf die Anlage 1 erfolgt der Hinweis auf 
"Anlage la (zu § 23a): Vorläufige Richtlinie zur Nutzung der 
elektronischen Post". 

Der bisherige Hinweis auf Anlage la "Abkürzungsverzeichnis 
der Behörden, Gerichte und Einrichtungen" wird der Hinweis 
auf Anlage  lb.  

3. Einfügung eines § 23a 

In Kapitel  III  "Geschäftsablauf", 3. Abschnitt "Schriftliche 
Bearbeitung", wird nach der Überschrift folgender § 23a ein-
gefügt: 

"§ 23a Fax, elektronische Post 

Zur Beschleunigung der Kommunikation werden Faxgeräte 
und elektronische Post genutzt. Dabei hat der Nutzer darauf zu 
achten, daß es zu keiner Verletzung datenschutzrechtlicher Re-
gelungen oder sonstiger Geheimhaltungsinteressen kommt. 
Elektronisch übermittelte Dokumente sind nur in begründeten 
Ausnahmen zusätzlich in Papierform zu versenden. Soweit sie 
für die Bearbeitung von Bedeutung sein können, sind sie in Pa-
pierform zu den Akten zu nehmen. Auf § 33 Abs. 4 wird hin-
gewiesen. Für die Nutzung der elektronischen Post gilt die 
Richtlinie in Anlage la!' 

4. Änderung des § 40: 

a) 	Nach Absatz 2 wird folgender Absatz eingefügt: 

"(3) Reinschriften von schlußgezeichneten Verfügungen 
mit geringem Beweiswert können innerhalb der Verwal-
tung durch elektronische Post übermittelt werden. Die Na-
menangabe des Schlußzeichnenden mit dem Zusatz 
"gez." ersetzt die eigenhändige Unterschrift oder den Be-
glaubigungsvermerk." 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 
und 5. 

5. Änderung der Anlage 1: 

In Nummer 1.1 wird nach Satz 2 folgender Wortlaut angefügt: 

"Eingänge in der elektronischen Poststelle sind unverzüglich 
- soweit möglich über die elektronische Post, sonst in Papier-
form - an die zuständige Stelle weiterzuleiten. Bei direktem 
Empfang eines elektronischen Dokumentes obliegt dem Bear-
beiter die Information seines Vorgesetzten nach § 16 Abs. 3" 

6. Einfügung einer Anlage la: 

a) Nach Anlage 1 wird folgende Anlage 1 a eingefügt; 

`Anlage la 
(zu § 23a) 

Vorläufige Richtlinie 
zur Nutzung der elektronischen Post 

1. Geltungsbereich und Allgemeine Grundsätze 

1.1 Die Richtlinie gilt für die Ministerien und die Staats-
kanzlei des Landes Brandenburg, sofern sie Zugangs-
möglichkeiten zum System der elektronischen Post ha-
ben. Sie ist Grundlage für die Nutzung der elektroni-
schen Post zwischen den obersten Landesbehörden des 
Landes Brandenburg und für hausinterne Regelungen. 

1.2 Für die Behandlung elektronisch erstellter oder über-
mittelter Dokumente sind die Regelungen der Gemein-
samen Geschäftsordnung für die Ministerien des Lan-
des Brandenburg (GGO) anzuwenden. 

1.3 Die elektronische Post ist als Kommunikationsmittel, 
soweit technische, rechtliche oder wirtschaftliche 
Gründe dem nicht entgegenstehen, zur Beschleuni-
gung und Vereinfachung von Vorgängen vorrangig ge-
genüber der Briefpost und gegenüber dem Fax zu nut-
zen. 

2. Organisatorische Grundsätze 

2.1 Elektronisch erstellte Dokumente sind, soweit sie für 
den Geschäftsgang von Bedeutung sind, in Papierform 
zu den Akten zu nehmen. Dabei hat der Bearbeiter 
dafür Sorge zu tragen, daß sich Verfügungen, Abzeich-
nungen, Schlußzeichnungen sowie die elektronischen 
Zustellnachweise beim Vorgang befinden. Auf einen 
zusätzlichen Versand in Papierform soll dabei verzich-
tet werden. 

2.2 Die Behörden richten bei Teilnahme an der elektroni-
schen Post eine zentrale elektronische Poststelle ein. 
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3. Empfang elektronisch übermittelter Dokumente 

3.1 Eingänge in der elektronischen Poststelle sind nach 
Möglichkeit elektronisch zum Empfänger weiterzulei-
ten. Anderenfalls sind sie - einschließlich sämtlicher 
elektronischer Zustellnachweise - auszudrucken und 
wie sonstige Eingänge,zu behandeln. 

3.2 Die elektronischen Briefkästen sind vom Nutzer, gege-
benenfalls vom Vertreter, regelmäßig auf Eingänge zu 
prüfen. 

3.3 In Fällen unmittelbarer Adressierung oder elektroni-
scher Weiterleitung an den Bearbeiter obliegt diesem, 
insbesondere bei Vorgängen mit besonderer Bedeu-
tung, eine umgehende Information seines Vorgesetz-
ten. 

3.4 Elektronische Irrläufer sind dem Adressaten in geeig-
neter Form zuzustellen. Bei Zweifeln an der richtigen 
Adresse sind sie an den Absender zurückzuschicken. ` 

4. Versand von elektronischen Dokumenten 

4.1 Der Absender sollte sich bei Erfordernis über den 
Empfang und Bearbeitungsstand der elektronischen 
Post informieren. 

4.2 Der Absender hat dafür Sorge zu tragen, daß die Her-
kunft des elektronischen Dokumentes erkannt werden 
kann (siehe 5.1). 

4.3 Beim Versand elektronischer Post, die sich nicht an 
einzelne Personen richtet oder bei der die Kennung des 
Adressaten nicht bekannt ist, ist als Adressat die elek-
tronische Poststelle der jeweiligen Dienststelle zu 
wählen. 

4.4 Empfängern, die nicht über einen Landesnetzanschluß 
verfügen, können Dokumente, insbesondere wenn sie 
eilig und möglichst kurz sind, über Fax zugeleitet wer-
den. Darüber hinaus sollte nach Möglichkeit beim Ver-
senden der Faxmitteilungen von den tarifgünstigen 
Zeiten Gebrauch gemacht werden. 

5. Aufbau der elektronischen Dokumente 

5.1 Elektronisch zu versendende Post muß die erforderli-
chen Angaben zum Absender (Dienststelle, Bearbeiter, 
Geschäftszeichen, Datum) und zum Adressaten enthal-
ten. Die Versandadresse sollte der als Text auf dem Do-
kument angebrachten Adresse entsprechen. Sofern 
Briefköpfe erforderlich sind, ist der "vereinfachte 
Briefkopf' (ohne Adler) zu verwenden. 

5.2 Dokumente, die an andere Behörden oder Einrichtun-
gen außerhalb der obersten Landesbehörden versandt 
werden, sollten keine besonderen Formatierungen (wie 
Tabellen, Spaltensätze, Graphiken, Kopftext, Fußnoten  

und ähnliches) enthalten, um die Umsetzung in an-
dere Textverarbeitungen (Konvertierung) zu erleich-
tern. 

5.3 Dokumente, die unter Verwendung der für die obersten 
Landesbehörden festgelegten Standardprogramme er-
stellt wurden, können unmittelbar elektronisch ver-
sandt werden. Beim Einsatz neuerer Versionen eines 
dieser Standardprogramme ist vor dem Versand eine 
Umsetzung in das allgemein verarbeitbare Format 
durchzuführen, sofern der Adressat nicht über die glei-
che Version verfügt. 

6. Datenschutz und  IT-Sicherheit 

6.1 Die Bestimmungen des Datenschutzes sind zu beach-
ten. Personenbezogene Daten sind unter Berücksichti-
gung ihrer Schutzwürdigkeit verschlüsselt und, soweit 
erforderlich, digital signiert (elektronische Unter-
schrift) zu übermitteln. Die Einhaltung der erforderli-
chen technischen Maßnahmen für die Übermittlung 
personenbezogener Daten ist in den einzelnen Dienst-
stellen in Abstimmung mit dem verantwortlichen 
Netzbetreiber zu gewährleisten. Näheres ist in den 
hausinternen Anweisungen zu regeln. 

6.2 Das Übermitteln von ausführbaren Programmen ist 
grundsätzlich nicht zulässig. Ausgenommen davon ist 
das für dienstliche Zwecke notwendige Versenden 
durch berechtigte Personen. Unzulässig übersandte 
Programme dürfen nicht angewandt werden. 

7. Begriffe 

elektronische 'Die elektronische Post (auch E-Mail 
Post: 	bzw. e-Post) ist ein Dienst zum Zwecke 

der Nachrichtenübermittlung über Te-
lekommunikationsnetze. Sie besteht 
aus einer Nachricht (formlose schriftli-
che Mitteilung - analog Telefon), an 
die elektronische Schriftstücke (Doku-
mente) angefügt werden können. In 
den obersten Landesbehörden kom-
men überwiegend folgende elektroni-
sche Postsysteme zur Anwendung: 
- GroupWise 
- X.400 
- 	Internet-Mail 

Fax: 
	

Schriftstücke, die mittels eines Fernko-
pierers (Fax-Gerät) übertragen werden. 

Dokument: 
	

Mittels Textverarbeitungs-, Tabellen-
kalkulations- oder Graphikprogramm 
erzeugtes elektronisches Schriftstück 
(z. B. Brief, Vermerk, Protokoll)." 

b) Die bisherige Anlage la "Abkürzungsverzeichnis der 
Behörden, Gerichte und Einrichtungen" wird die neue An-
lage  lb.  



904 Amtsblatt für Brandenburg — Nr. 43 vom 29. Oktober 1997 

7. Inkrafttreten 
	

Rundschreiben des Ministeriums für 
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr 

Die Änderungen zur GGO treten am Tage nach der Bekannt- 	zum Datenschutz im Verfahren nach § 3 Abs. 2, 
machung im Amtsblatt in Kraft. . 	 § 4 und § 28 des Baugesetzbuches (BauGB) 

Vom 29. September 1997 

Potsdam, den 1. Oktober 1997 

Die Landesregierung 
des Landes Brandenburg 

Der Ministerpräsident 

Manfred Stolpe 

Der Minister des Innern 

Alwin Ziel 

Zusammenschluß der Gemeinden des 
Amtes Löwenberg (Landkreis Oberhavel) 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 26. August 1997 

Das Ministerium des Innem hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 
Satz 3 der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 
15. Oktober 1993 (GVBI. I S. 398) den Zusammenschluß der 
Gemeinden 

Falkenthal, Glambeck, Grieben, Großmutz, Grüneberg, 
Gutengermendorf, Häsen, Löwenberg, Neulöwenberg 

und Teschendorf 
(Landkreis Oberhavel/Amt Löwenberg) 
zur neuen Gemeinde Löwenberger Land 

genehmigt. 

Der Zusammenschluß wird am 31. Dezember 1997 wirksam. 

Die Schlüsselnummer der neuen Gemeinde Löwenberger Land 
lautet: 

12 065 198  

Gliederung 

I. Inhalt und Adressatenkreis des Rundschreibens  

II. Anwendungsbereich des Brandenburgischen Daten-
schutzgesetzes (BbgDSG) auf gemeindliches Handeln 
im Rahmen der Bauleitplanung 

II.1. Adressat der vorgebrachten Anregungen und Bedenken 
nach § 3 Abs. 2 BauGB und daraus resultierende daten-
schutzrechtliche Konsequenzen 

II.2 Zum datenschutzrechtlichen Verarbeitungszweck der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken nach § 3 
Abs. 2 BauGB 

II.3 Datenschutzrechtlicher Hinweis im Rahmen der öffentli-
chen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 

II.4 Beispiel fair den Umgang mit personenbezogenen Daten 

IH. Gewährleistung des Datenschutzes bei Verfahren nach 
§ 28 BauGB (Gesetzliche Vorkaufsrechte der Gemeinde 
nach §§ 24 und 25 BauGB und § 3 BauGB-MaßnahmenG) 

I. 	Inhalt und Adressatenkreis des Rundschreibens 

Dieses Rundschreiben wendet sich an die Gemeinden im 
Land Brandenburg und beschäftigt sich mit Fragen des 
Datenschutzes nach dem Brandenburgischen Daten-
schutzgesetz (BbgDSG)' im Verfahren nach § 3 Abs. 2, 
§ 4 und § 28 BauGB. 

Insbesondere wird auf die Frage eingegangen, warum es 
aus datenschutzrechtlicher Sicht zulässig ist, die im Rah-
men der öffentlichen Auslegung der Entwürfe von Bau-
leitplänen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebrachten Anre-
gungen und Bedenken vollständig (d. h. mit den perso-
nenbezogenen Daten wie Name, Adresse  etc.)  an die Ge-
meindevertretung zur Fassung des Abwägungsbeschlus-
ses weiterzugeben. 

Des weiteren wird ein gestuftes Verfahren erläutert, das 
bei Verfahren nach § 28 BauGB zur Anwendung kom-
men kann. 

Brandenburgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) i. d. E der Be-
kanntmachung vom 23. Mai 1996 (GVBI. I S. 185), zuletzt 
geändert durch das Brandenburgische Statistikgesetz vom 
11.Oktober 1996 (GVBI. I S. 294) 
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Es wird klarstellend darauf hingewiesen, daß die nachfol- 	 Einkommen) sowie jegliche anderen Angaben zu ei- 
genden Ausführungen sich auch auf Vorhaben- und Er- 	 ner Person, die dieser zugeordnet werden können. 
schließungspläne beziehen. 

Um festzustellen, welchen datenschutzrechtlichen Be- 
Das Rundschreiben ist mit dem Landesbeauftragten für 	 stimmungen vorgebrachte Anregungen und Bedenken im 
den Datenschutz abgestimmt. 	 Sinne des § 3 Abs. 2 BauGB unterliegen, ist von Bedeu- 

tung: 

11. 	Anwendungsbereich des Brandenburgischen Daten- 	 - wer der eigentliche (nicht der postalische) Adressat 
schutzgesetzes (BbgDSG) auf gemeindliches Handeln 

	
der vorgebrachten Anregungen und Bedenken ist 

im Rahmen der Bauleitplanung 
und 

Nach § 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind die Bauleitpläne von 
den Gemeinden in eigener Verantwortung aufzustellen. 
Das Recht der Gemeinden zur örtlichen Planung (kom-
munale Planungshoheit) ist Teil der den Gemeinden in 
Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepu-
blik Deutschland (GG) zuerkannten Selbstverwaltungs-
garantie. 

Die Initiative und die Verantwortung für die Bauleitpla-
nung im örtlichen Bereich liegen bei der Gemeinde und 
ihrem von den Bürgern der Gemeinde gewählten Organ 
(vgl. BVerfGE 77 S. 288 ff.). Gemäß § 35 Abs. 2 Nr. 10 
der Gemeindeordnung  fir  das Land Brandenburg (GO)' 
ist die Gemeindevertretung das zuständige Organ für die 
Beschlußfassung bei Bauleitplänen. 

Die Gemeindevertretung ist Teil der Gemeinde als daten-
verarbeitende öffentliche Stelle im Sinne des § 3 Abs. 4 
Nr. 1 i. V. m. § 2 Abs. 1 Satz 1 BbgDSG. 

Da die Gemeinden unbeschadet ihrer Satzungsautonomie 
Teil der vollziehenden Gewalt im Sinne des Artikels 20 
Abs. 2 Satz 2 GG sind, ist auch die Gemeindevertretung 
in diesem Sinne Teil der Exekutive'. Die Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die Gemeindevertretung 
wie auch durch die Gemeindeverwaltung unterliegt des-
halb in vollem Umfang der Kontrolle des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz gemäß § 23 Abs. 1 BbgDSG. 
Dies bedeutet u. a. auch, daß die Anforderungen des 
Brandenburgischen Datenschutzgesetzes an die Verarbei-
tung personenbezogener Daten auch im Verfahren der 
Bauleitplanung zu beachten sind. 

Bestimmung des Begriffs `personenbezogene Daten': 

Personenbezogene Daten sind Einzelangaben, die eine 
natürliche Person (Betroffener) bestimmen oder be-
stimmbar machen [z. B. Namen; Personalnummern 
(§ 3 Abs. 1 BbgDSG)]. Als Einzelangaben gelten wei-
terhin Daten, die einen in der Person des Betroffenen 
liegenden oder auf den Betroffenen bezogenen Sach-
verhalt beschreiben (z. B. Adresse, Geburtsdatum, 

Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (Gemeindeord-
nung - GO) - Artikel 1 der Kommunalverfassung vom 15. Okto-
ber 1993 (GVBI. I S. 398), geändert durch Gesetz vom 30. Juni 
1994 (GVBI. I S. 230) 
Vgl. K. Vogelsang/U. Lübking/H.  Jahn:  Kommunale Selbstver-
waltung, E. Schmidt Verlag, Berlin 1991, S. 56 Rn. 160 

ob die Daten zu dem Zweck, zu dem sie erhoben 
wurden, verarbeitet werden oder aber eine Änderung 
des Verarbeitungszwecks erfolgt. 

11.1 Adressat der vorgebrachten Anregungen und Beden-
ken nach § 3 Abs. 2 BauGB und daraus resultierende 
datenschutzrechtliche Konsequenzen 

Wie bereits unter  II.  ausgeführt, liegt die Initiative und 
die Verantwortung für die Bauleitplanung im örtlichen 
Bereich bei der Gemeinde und ihrem von den Bürgern 
der Gemeinde gewählten zuständigen Organ für die Be-
schlußfassung bei Bauleitplänen, der Gemeindevertre-
tung. Der Verwaltung kommt lediglich die Aufgabe zu, 
die Beschlüsse vorzubereiten und dann die Bauleitpläne 
entsprechend den Beschlüssen zu erarbeiten bzw. erar-
beiten zu lassen. 

Im Rahmen der Bauleitplanung hat die Gemeinde nach 
Ermittlung und Gewichtung der für das Plangebiet erheb-
lichen öffentlichen und privaten Belange diese entspre-
chend den in § 1 Abs. 5 BauGB genannten Planungszie-
len und -leitlinien gegeneinander und untereinander ge-
recht abzuwägen (Abwägungsgebot). Der Ermittlung der 
betroffenen Belange dient auch die öffentliche Ausle-' 
gung. Die Abwägung obliegt der Gemeindevertretung als 
zuständigem Organ. 

Der eigentliche Adressat der vorgebrachten Anregungen 
und Bedenken im Verfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB ist 
daher die Gemeindevertretung und nicht die Gemeinde-
verwaltung. 

Aus diesem Grunde ist die vollständige Weitergabe der 
durch die Bürger vorgebrachten Bedenken und Anregun-
gen mit den personenbezogenen Daten wie Name, Adres-
se usw. von der Gemeindeverwaltung an die Gemeinde-
vertretung zur rechtmäßigen Erfüllung der Aufgaben der 
Gemeindevertretung erforderlich. 

H.2 Zum datenschutzrechtlichen Verarbeitungszweck der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken nach § 3 
Abs. 2 BauGB 

Gemäß § 14 Abs. 5 i. V. m. Abs. 1 BbgDSG ist die Wei-
tergabe personenbezogener Daten innerhalb einer öffent-
lichen Stelle zulässig, wenn sie zur rechtmäßigen Erfül- 
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lung  der Aufgaben der übermittelnden Stelle oder des 
Empfängers erforderlich ist und wenn (kumulativ) die 
Voraussetzungen von § 13 Abs. 1 Satz 2 BbgDSG (oder 
von § 13 Abs. 2 Satz 1 BbgDSG) vorliegen. 

§ 13 Abs. 1 Satz 2 BbgDSG bestimmt, daß Daten nur für 
Zwecke weiterverarbeitet werden dürfen, fair die sie erho-
ben worden sind. Mit der Datenweitergabe von der Ge-
meindeverwaltung an die Gemeindevertretung ist keine 
Zweckänderung ihrer Verarbeitung verbunden oder beab-
sichtigt. Daher liegen die Voraussetzungen des § 13 
Abs. 1 Satz 2 BbgDSG vor. Jedoch ist sicherzustellen, 
daß sie auch nicht für andere Zwecke verwendet werden. 

Das Erfordernis der Weitergabe personenbezogener Da-
ten von der Gemeindeverwaltung an die Gemeindevertre-
tung ergibt sich, wie unter II.1 ausgeführt, aus der Zu-
ständigkeit der Gemeindevertretung. 

Datenschutzrechtliche Konsequenz: 

Die vollständige Weitergabe der durch die Bürger 
vorgebrachten Bedenken und Anregungen mit den 
personenbezogenen Daten wie Name, Adresse usw. 
im Rahmen der Abwägung von der Gemeindeverwal-
tung an die Gemeindevertretung ist nach § 14 Abs. 5 
i. V. m. Abs. 1 und § 13 Abs. 1 Satz 2 BbgDSG zuläs-
sig, weil diese Datenverarbeitung zu dem Zweck er-
folgt, für den die Daten erhoben wurden (§ 13 Abs. 1 
Satz 2 BbgDSG), und weil sie zur rechtmäßigen Er-
füllung der Aufgaben der Gemeindeverwaltung er-
forderlich ist (§ 14 Abs. 1 Satz 1 BbgDSG). 

II.3 Datenschutzrechtlicher Hinweis im Rahmen der öf-
fentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung sollte ausdrück-
lich darauf aufmerksam gemacht werden, daß entspre-
chend dem geltenden Recht die Gemeindevertretung 
(und nicht die Gemeindeverwaltung) Adressat der vorge-
brachten Anregungen und Bedenken ist und daß sie dort 
auch im Rahmen der Abwägung weiterverarbeitet wer-
den. 

Dieser daterischutzrechtliche Hinweis könnte folgenden 
Wortlaut haben: 

Über die Anregungen und Bedenken, die während 
der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
vorgebracht werden, entscheidet die Gemeindever-
tretung im Rahmen der Abwägung -und damit in 
rechtmäßiger Erfüllung der ihr übertragenen Aufga-
ben (und nicht die Gemeindeverwaltung). 

11.4 Beispiel für den Umgang mit personenbezogenen Da-
ten 

Die Zulässigkeit der Weitergabe personenbezogener Da-
ten im Rahmen der Abwägung von der Gemeindeverwal-
tung an die Gemeindevertretung entbindet die Gemeinde 
und insbesondere die Gemeindeverwaltung jedoch nicht  

von der Beachtung des § 10 BbgDSG. Danach haben öf-
fentliche Stellen, die selbst oder im Auftrag einer ande-
ren öffentlichen Stelle personenbezogene Daten verarbei-
ten, die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausführung der 
Vorschriften des Brandenburgischen Datenschutzgeset-
zes zu gewährleisten. Erforderlich sind solche Maßnah-
men nur, wenn ihr Aufwand in einem angemessenen Ver-
hältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht. Unab-
hängig davon ist aber bei der Weitergabe von personen-
bezogenen Daten stets der Datenschutz zu gewährleisten. 

Eine Möglichkeit, der vorgenannten Verpflichtung zu 
entsprechen, besteht z. B. darin, daß die Gemeindever-
waltung die nach § 3 Abs. 2 BauGB vorgebrachten Anre-
gungen und Bedenken unter aus sich selbst heraus nicht 
personenbeziehbaren Kennziffern (z. B. fortlaufenden 
Nummern) aufbereitet und denjenigen Exemplaren der 
aufbereiteten Darstellung, die der Gemeindevertretung 
vorgelegt werden, eine Liste (Schlüsselverzeichnis) 
beifügt, in der die Kennziffern (fortlaufende Nummern) 
den jeweiligen Einwendern namentlich zugeordnet wer-
den. Diese Verfahrensweise bietet den Vorteil, daß die 
Aufbereitungen ohne weitere Änderungen (Schwärzun-
gen u. ä.) auch anderen Verfahrensbeteiligten (Genehmi-
gungsbehörden usw.) zur Verfügung gestellt werden kön-
nen. 

Den Kommunen bleibt es unbenommen, ggf auch auf 
andere Weise sicherzustellen, daß die personenbezoge-
nen Angaben aus den nach § 3 Abs. 2 BauGB vorge-
brachten Anregungen und Bedenken nicht auch an ande-
re Stellen oder Personen als an die Gemeindevertretung 
übermittelt werden.  

III.  Gewährleistung des Datenschutzes bei Verfahren 
nach § 28 BauGB (Gesetzliche Vorkaufsrechte der 
Gemeinde nach §§ 24 und 25 BauGB und § 3 BauGB-
MaßnahmenG) 

Nach den §§ 24 und 25 BauGB sowie § 3 des Maßnah-
mengesetzes zum Baugesetzbuch (BauGB-Maßnah-
menG) steht den Gemeinden unter bestimmten Voraus-
setzungen ein Vorkaufsrecht beim Verkauf von Grund-
stücken zu. Nach dem Wortlaut des § 28 Abs. 1 BauGB 
hat der Verkäufer den Inhalt des Kaufvertrages der Ge-
meinde unverzüglich mitzuteilen; die Mitteilung des Ver-
käufers wird durch die Mitteilung des Käufers ersetzt. 
Anhand der Verträge überprüfen die Gemeinden, ob 
tatsächlich ein Vorkaufsrecht besteht und ob sie ggf. an  
der Ausübung des Vorkaufsrechts interessiert sind. Aber 
erst wenn feststeht, daß tatsächlich ein Vorkaufsrecht be-
steht und die Gemeinde die Ausübung des Vorkaufsrechts 
ins Auge faßt, wird es in der Regel erforderlich sein, 
Kenntnis von dem gesamten Kaufvertrag zu haben, in 
den die Gemeinde eintreten will. 

Deshalb wird den Gemeinden empfohlen nach dem nach-
folgend genannten gestuften Verfahren vorzugehen: 

1. Zunächst erhält die Gemeinde nur die Information, 
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daß ein konkret bezeichnetes Grundstück verkauft 
worden ist. Die Konkretisierung kann durch Beifü-
gung eines Lageplans oder Angabe der Flurstücksbe-
zeichnung geschehen. 
Für die Erteilung eines sogenannten Negativ-Zeug-
nisses wird es in der Regel ausreichend sein, wenn 
der Gemeinde die Tatsache des Kaufes, die Kaufver-
tragsparteien, die genaue Bezeichnung des Grund-
stückes und die Tatsache, ob das Grundstück bebaut 
oder unbebaut ist, mitgeteilt werden. 

2. Die Gemeinde fordert erst dann - ohne dies gesondert 
begründen zu müssen - den vollständigen Kaufver-
trag an, wenn sie aufgrund dieser Information fest-
stellt, daß grundsätzlich ein Vorkaufsrecht besteht 
und nicht auszuschließen ist, daß dieses Vorkaufs-
recht tatsächlich ausgeübt werden soll. 

Die Frist zur Ausübung des Vorkaufsrechts nach § 28 
Abs. 2 Satz 1 BauGB beginnt erst mit Eingang des voll-
ständigen Vertrages. Um eine Benachteiligung von 
Grundstücksverkäufer und -käufer zu vermeiden, sollte 
ggf die bereits nach der ersten Information getroffene 
Entscheidung, das Vorkaufsrecht nicht auszuüben, umge-
hend mitgeteilt werden. 

Das gestufte Verfahren hat unter dem Gesichtspunkt des 
Datenschutzes den Vorteil, daß weniger personenbezoge-
ne Daten verwendet werden. Denn wenn sogleich der 
vollständige Kaufvertrag übersandt wird, erhalten die 
Gemeinden bei Nichtausübung des Vorkaufsrechts perso-
nenbezogene Daten, die zur Aufgabenerfüllung nicht er-
forderlich sind. Des weiteren hat sich das gestufte Ver-
fahren aufgrund der bisher gemachten Erfahrungen als 
das zweckmäßigste erwiesen. Es bleibt den Gemeinden 
natürlich unbenommen, durch das Treffen anderer geeig-
neter Maßnahmen den datenschutzrechtlichen Anforde-
rungen Rechnung zu tragen (§ 10 BbgDSG, vgl. auch 
II.4). 

Die Pflicht, den Gutachterausschüssen zur Ermittlung 
von Grundstückswerten Grundstückskaufverträge und 
Erbbaurechtsverträge zu übersenden (§ 195 BauGB), 
bleibt hiervon unberührt. 
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